
Prei&inde:x für .die Lebenshaltung eines Z-weiper@onen­
hau&halts von Renten- und Sozialhilfeempfängern 
mit geringem Einkommen 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Preisindex auf 
neuer Basis (vgl. Anmerkung 2) war die Rückrechnung des 
Index für die sogenannte untere Verbrauchergruppe noch nicht 
abgeechlosse.n. Die Ergebnisse werden nunmehr in Tabelle 7 
und 8 veröffentlicht. Die wichtigsten Entwicklungszahlen sind 
in Tabelle 6 zusammengestellt. Im Dezember 1966 hatte der 
Preisindex für die untere Verbrauchergruppe den Stand von 
116,8 (1962 = 100) erreicht und lag damit um 2,5 0/o _höher 
als der für die mittlere Gruppe. Diese Differenz kommt haupt­
sächlicli daher, daß die Ernährungs:msgahen aufgrund eines 
Wertgewichts von über 440/o stärker auf den Ges"amtindex 
durchschlagen. Aber audt innerhalb einzelner Bedarfsgruppen 

_sind die ~ewidite anders verteilt mit dem Ergebnis, daß diese 
bei der unteren Verbrauchergruppe einem stärkeren Preis­
auftrieb unterworlen waren als bei der mittleren. Besonders 
schwerwiegend kommt dies bei der Bedarfsgrupp·e „ Wohnung" 
zum Ausdrucl... Die Wertgewichte von Altbau- (vor dem 
1. April 1924 erstellt), Neubau- (zwischen dem 1. April 1924 
und 20. Juni .1948 erstellt) und Neuestbauwohnungen (nur so-

zialer Wohnungsbau nach dem 20. Juni 1948 erstellt) verhal­
ten sich im Scllema für die mittlere Verbraud1ergruppe wie 
29,3 : 20,2 : SO,S und wie 31,2 : 22,9 : 4,5,9 im Schema für die 
untere Verbrauchergruppe. Nun sind aber die Miete~ für Alt~ 
bauwohnuugcn, ausgehend von zwar niedrigeren Ausgangswer­
ten, im Beriditsjahr relativ ·stärker gestiegen als die Mieten 
für Wohnungen des sozialen Wohnungsbaus. Dieser Effekt 
verstärkt sich noch dadurd1, daß der Anteil der Bedarfsgruppe 
Wohnung am Gesaiµtjndex für die Rentner rund 150/o und 
am Index für die mittlere Gruppe nur rund 10 °/o beträgt. 
Ähnlidi liegen die Verhältnisse Lei den Ausgaben für „Hei­

. zung und Beleuchtung", Hier kommt die Differenz hauptsäch­
lich von dem höheren Gewichtsanteil der sicli gegenüber dem 
Heizöl stärker verteuernden Kohle. Im Index für die unt~re 
Verbrauchergruppe kommen bei den Verkehrsausgaben aus­
schlieffüch die Verteuerungen für die Benutzung der öffent::' 
liehen Verkehrsmittel sowie der PostgeLiihren zum Ausdruck, 
während die Ausgaben für eigene Kraftfahrzeuge ganz fehlen: 
Diesen Index heeil~flussen die Verkehrsausgaben aber n~r mit 
einem Anteil• von rund 2·Dfo, während sie im Gesamtindex für 
die mittlere Vcrbraud1ergruppe mit. einem solchen von rund 
7 0/o zu Buche sd1lagen. · · Dlpi.-Volbwirt Klll') Sauter 

Wahlbeteiligung nnd Sitzverteilnng bei den Gemeiuderatswablen 1956 bis 1965 
in Baden-Württemberg 

In der öffentlichen Diskussion politischer Fragen ist man 
allzu leittlt geneigt, sid. auf Probleme der Bundes- und Lan­
despolitik zu besd-iränke1=1. Rein äußerlich zeigt sich dies dar­
in, daß in den großen Informationsträgern in der Regel 
bundes• und landespolitiedie Vorgänge „Schlagzeilen machen"; 
nur ganz vereinzelt finden sich erstplazierte Hinweise auf 
besonders wichtig erscl:i.einende lokale Fragen. Und' doch 
kommt auch der Kommunalpolitik eine redit erhebliche Be­
deutung zu, dies nid1t nur, weil _die Rechtsordnung die Kom• 
mune als Grundlage und Glied des demokratischen Staates 
bezeichnet, sondern a"uch und nicl-it zuletzt deshalb, weil die 
Gemeinde tatsächlich die erste und unmittelbare Verbindung 
zwischen Staat und Staatsbürger herstellt. Ein Staatswesen 
ohne Gemeinden ist schlecli.terdings kaum dCnkbar. So sind 
denn aud::t die Gemeinden vom Gesetzge~er mit allen Befug­
nissen ausgestanet worden, die ein sich selbst verwaltendes 
~emeinwesen dieser Stufe zur Ordnung seiner Angelegenhei­
ten benötigt. Beispielsweise steht den Gemeinden - wie dem 
Deutschen Bundestag und den Landtagen der Länder -_ das 
Budget- und Besteuerungsrecht zu, eine Berechtigung, welche 
die persönlid-ien Verhältnisse der Bürger vielfach genauso 
stark berührt wie die Gesetzgebung von Bund und Ländern. 
Unter diesem Asp~kt gesehen ersdieint es angebradit, die 
Beteiligung der Bürger am kommunalen Lehen, wie es sich 
im System der repräsentativen Demokratie in den periodi-· 
sehen ·t;.e~einderatswahlen und deren Ergebnissen spiegelt, 
näher zu beleuchten. 

Seit dem Inkrafttreten des „kommunalen Grundgesetzes", 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (1. April 1956), 
fanden im Gebiet des südwestdeutschen Bundeslandes vier­
mal die regelmäßigen Wahlen der Gemeinderäte statt. Wahl­
tage waren der 11. November 1956, der 8. November 1959, 
der 4. November 1962 und der 7. November 1965. 

N ad::t den gesetzlichen Bestimmungen ist der Gemeinderat 
die Vertretu·ng der Bürger urid das Hauptorgan der Gemein­
de. Er legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde 
fest und entsdieidet Über alle Angelegenheiten der Gemeinde, 
soweit nicht der Bürgermeister kraft Gesetzes zuständig ist 
oder ihm der Gemeinderat bestimmte Angelegenheiten über­
trägt. Weiterhin überwadit er die Ausführung seiner Bc­
sdtlüsse ulld sorgt beim Auftreten von Mißständen in der 
Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung durd. den Bür­
ge~eister. Der Bürgermeister selbst ist Vorsitzender des 
Gemeinderate und Leiter der Gemeindeverwaltung; e.r ver­
tritt die Gemeinde. 

Die ehrenan;atlich tätigen Gem~inderäte werden in allge-

meiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von 
den Bürgern gewählt, und zwar auf Grund von Wahlvorschlä­
gen unter Berücksid1tigung der Grundsätze der Verhältnis­
wahl. Jeder Wähler hat soviel Stimmen, wie Gemeinderäte zu 
wähle~ sind; er kann Bewerber aus anderen Wahlvorsdtlägen 
übernehmen (panaschieren) und einem Bewerber bis zu 4.lrei 
Stimmen geben (ku~ulieren). Ist nur ein gi.iltiger oder kein 
Wahlvorsdilag-eingercid1t worden, so· iet Mehrheitswahl oh~e 
Bindung an die vorgeschl_ageneu Bewerber und ohne das Recht 
der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchzuführen. 

Eine Eigenheit des bade"n-württerubergischen Gemeinde­
wahlrechts ist das sof;enannte rollierende System, ~onacli in 
dreijährigem Turnus jeweils die Hälfte der Mitglieder des 
Gemeinderals neu gewählt wird. Die Gemeindevertretung be­
steht d.emnacll - abgesehen von einigen Wenigen Ausnahmen -
nach jeder Wahl zur einen Hälfte aus Mitgliedern mit einer 
Amtszeit von noch drei Jahren (bei· der vorhergegangenen 
Wahl auf sedts Jahre gewählt) und zur anderen Hälfte aus 

·l\fiLgliedera, die auf die reguläre Amiszeit von sechs Jahren 
hinzugewählt worden sind. · · 

Die· Zahl der Mitglieder des Gemeinderats ist nach elf Ge­
meindegrößenklassen zwischen sedls und 60 gestaffelt, so daß 
im System der jeweils hälftigen Erneuerung des Gemeinderats 
die Wahlberechtigten bei jeder Wahl zwiarhen drei und 30 
Stimmen haben. 

Verhältniswahl gewinnt immer mehr an Bedeutung 

Baden~Württemberg zählte bei den Gemeinderatswahlen 
1956 bis 1965 zwischen 3379 und 3381 Gemeinden; die unter­
schiedlid1e Zahl der Gemeinden hängt mit der Neubildung bzw. 
Vereinigung von Gemeinden zusammen. Die genannten Ge­
meindezahlen sind indessen nicht identisdt mit den Zahlen der 
Gemeinden, in denen Gemeinderatswahlen stattfanden. Nach 
der Gemeindeordnung gibt es nämlich drei Formen der Ge­
meindeverfaseung, und zwar: 

· a) Gemeinderatsverfassung: Verwaltungsorgane der Ge­
meinde sind der Gemeinderat und der Bürgermeister; 

b) Bürgerausschußverfassung (Gemeinden mit mehr als 3000 
Einwohnern): Zur Verwaltung der Gemeinde wird neben 
~dem Gemeinderat und dem Bürgermeister ein Bürger• 
ausschuß als Zustimmungsorgan bestell"t; 

c) Gemeinde mit Gemeindeversammlung (Gemeinden mit 
nicht mehr als 200 Einwohnern): Die Verwal'tung der 
Gemeinde liegt bei der Gemeindeversammlung und dem 
Bürgermeister. 
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Tabelle 1 Wahlsystem, Wahlbeteiligung sowie gültige und veränderte Stimmzettel bei den Gemeinderat!Jwahlen 1956 bis 1965 

Davon mit Wahlbeteiligung in den Gemeinden 
Bei Verhält.JJ.Ulwe.hl: 

Anteil der 

Gemei11<le11grö ßenklassel) Gemeinde-
Gemeinden 

1 davon mit gültigen I veränderten inagesamt2) Verhältnis- ] Mehrheits• 
Gemeinden mit , .. Einwohnern ratswahl wahl , wohl insgesamt Verhältnis- 1 Mehrheita- Stimm,,.ettel Stimmzettel 

wahl wohl --
Anzahl - % ----

1 
bis zu 500 . . . . . . . . . . . . . 1965 1045 140 905 76,3 83,8 74,8 96,8 81,0 

1962 1078 135 943 71,9 80,8 
1 

70,3 96,1 78,5 
1959 1099 107 992 72,5 80,3 71,5 94,4 75,0 
1956 1111 115 996 66,7 76,5 

1 

65,4 95,9 70,8 

501-bis 1 000 .. . . . . . . . . . . . 1965 883 405 478 -75,9 79,8 72,3 96,5 88,7 
1962 923 350 573 71,6 77,7 67,6 96,7 87,2 
1959 937 316 621 73,5 78,9 70,4 96.4 86,9 
1956 959 341 618 70,4. 77.-1 66,3 96,5 86,2 

1 001 " 3 000 . ...... ...... 1965 992 791 201 74,6 75,6 69,9 96,7 93,9 

- 1962 961 730 231 72,7 74,6 65,5 97,0 92,0 
1959 947 723 224 76,2 77,7 70,0 96,5 92,7 
1956 939 701 238 74,4 76,4 66,5 97,2 90,9 

3 001 " 5 000 •......... ... 1965 223 218 5 72,5 72,7 

1 

65,5 96,9 94,5 
1962 204 196 B 72,9 73,5 58,0 97,5 -92,9 

1959 190 186 _4 75,8 76,0 65,7 96,6 92,9 
1956 181 176 5 76,0 76,3 

1 

63,5 97,7 91,0 

5 001 " 
10 000 . ......... ... 1965 138 l37 l 70,3 70,3 61,6 97,2 93,5 

1962 125 "' l 70,9 71,0 61,1 97,9 90,5 
1959 124 122 2 73,7 . 73,9 64,7 97;1 90,8 
1956 110 JlO - 74,7 U,7 - 98,0 88,7 

10 001 
" 

20 000 . ...... ...... 1965 53 53 - 67,2 67,2 - 97,6 90,8 
1962 45 45 - 68,4 68,4 - 98,4 87,9 
1959 41 41 - 70,0 70,0 - 97,4 89,4 
1956 43 43 - 71,2 71,2 - 9!f,,5 87,0 

20 001 .. 30 000 ...... , , ••..• 1965 20 20 - 61,1 61,1 - 97,5 88,4 
1962 19 19 - 63,4 63,4 - 98,6 85,0 
1959 17 17 - 65,0 65,0 - 97,3 83~5 
1956 18 18 - 67,5 67,5 - 98,4 82;3 

30 001 " 
50 000 ..... ........ 1965 ll 11 - 57,7 57,7 - 97,8 84,6 

1962 12 12 - 60,5 ~60,5 - 98,7 83,8 
1959 11 11 - 63,9 63,9 - 97,9 85,0 
1956 6 6 - 66,5 66,5 - 99,0 83,3 

50 001 ,.150000 ••........... 1965 10 10 - 56,0 56,0 - 98,5 80,8 
1962 9 9 - 57,2 57,2 - 98,9 76,3 
1959 9 9 - 58,9 58,9 - 98,5 76,9 
1956 9 9 - 61,0 61,0 - 98,8 73,8 

150 001 ,, 400 000 ... ... 1965 ' ' - 47,4 47;4 - 99,3 58,1 
1962 2 2 - 53,3 53,3 - 99,1 47,9 

, 1959 2 2 - 57,I 57,1 - 99,0 48,8 
1956 2 2 - 58,0 58,0 _ - 99,1 44,4 

mehr ah 400 000 ••....•.. , . .. 1965 1 l - 54,9 54,9 - 99,6 64,4 
1962 l l - 56,7 56,7 - 99,3 58,1 
195') I l - 59,6 59,6 - 99,3 62,3 ' 
1956 I l - 63,1 63,1 - 99,3 60,7 

Alle Gemeinden ........ .... e 1965 3379 1789 1590 65,8 65,0 

1 

72,1 97,6 86,l 
1962 3379 

1 

1623 1756 66,3 66,2 67,4 98,l 82,5 
1959 33TB 1535 1843 ~8,9 68,7 70,5 97,5 83,0 
1956 3379 1522 1857 69,2 69,7 1 66,0 98,1 80,6 

1) Gemeinderatswahl 1965: Stand vom 30, Juni 1964; Ge,ueindernt~wahl 1962, Stnnd vom 6.Jnni 1961 (Stid,tng der Volkuählung); Gemeindentsw11hl 1959: 
Stand vom 31. März 1959; Gemeinderatswahl 1956: Stand vom 31. März 1956. - 2) 1956 ol1uc Ilnrgnn und Gaisweiler, 1959 hiB 1965 ohne Burgnu (Gemein• 
den mit Gcmcindeversommlnng). 

Gemeinderatswal1len sind nur bei den Verfassungsformen a) 
und b) notwendig, da bei der Verf_assungsform c) die Gemein­
deversammlung an die Stelle des Gemeinderais tritt bzw. die 
Bürger an der Verwaltung der Gemeinde kraft Gesetzes und 
nach der Hauptsatzung unmittelbar niitwirken. Die Gemeinde­
ratsverfassung kann als Regelform gelten. Nach ·dem Stand 
der Gemeinderatswahl 1965 hatten ledigliclt Konstanz, Gott­
madingen und Riclasingcn im Lamlkreis Koiietanz sowie 
Stockach im gleidinamigcn Landk~cis die Bürgeraussclmßvcr• 
fassung. 1956 uml 1959 waren es noch je 15 Gemeiriden, 1962 
immerhin 11oeh eeelis. Die einZige Gemeinde mit Gemeinde­
versammlung ist Burgau, Landkreis Sigmaringen; 1956 liatte 
außcrJcm Gaisweiler, ebenfalls Landkreis Sigmaringen, diese 
Form der Gemeindeverfassung. Von den 3380 Gemeinden hat­
ten demnach bei der Gemeinderatswahl 1965 inegcsaml 3375 
die Gemeinderats,,crfassung. 

Anläßlidi der Gemeinderatswahl 1965 lagen in 1789 Ge­
meinden mindestens zwei gühige Wahlvorschläge vor, so daß 
Verhiiltniswalil stattfinden mußte. Bezogen auf die Gesamtzahl 
der 3379 Gemeinden, in denen Gemeinderatswahlen ausge­
schricbeD" waren, betrug 1965 der Anteil der Gemeinden mit 
V erhältniswabl 52,9 °/o. Verglichen mit den vorhergegangenen 
Gemeinderatswahlen ist dieser Anteil ziemlid:i. gewachsen, 
machte er dodi 1956 nur 45,00/o und 1959 erst 45,40/o aus. 
1962 ergab sich dann eine Steigerung auf 48,00/o, der bis 1965 
eine relativ etwa doppelt so hohe Zunahme folgte. In dieser 
Entwicklung darf man siclierlich verstärkte Gruppenbildung 
und erhöhte politische Aktivität erblicken. 

Bei den Gemeinden mitM ehrheitswahlhan del t essid1 weit ü her­
wiegend um kleinere und kleinste Gemeinden.Am 30.Juni 1964, 
dem. fiir die Gemeinderatswahl 1965 maßgeblidrnn Stichtag, hat• 
len 905 oder 56,9 °/o der 1590 Gemeinden mit Mehrheitswahl 
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Wahlbeteiligung bei den Gemeinderatswahleo 
1·956 bis 1965 
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wäre. Dessen ungeachtet sollte jedoch versucht. werden, den 
U:.rsachen für die unstreitig vergleichsweise geringere ·Betei­
ligung an den Gemeinde:i;atswahlen nachzugehen, um zukünftig 
durch geeignete Mittel ~as Interesse der Bürger am kommu-
nalen Geschehen mehren zu körmeu. · 
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Bereite bei der Auswertung der Ergebnisse der Gemeinde­
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hänge zwischen der 'Einwohnerzahl dei Gemeinden einerseits 
und dem W ahhystem andererseits sowie dei- Wahl_heteiligung 
zu bestehen scheinen1.-Eine Analyse der ErgebniBSe·von 1965 
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meindegröße die· Wahlbeteiligung abnimmt. So"· gingen in_ den 
Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern rund .drei Viertel der 
Wahlbercchtiiten zu_r Wahl, in-den Gemeind.en zwisd::i.en 10000 
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Gemeinden m". Tauocnd Eiflw~hner~ 

S1otisli<che< Londesomt Bodcn-Wüdtemberg 

500 _o~cr weniger. Einwohne[". We_it'ere·· 478 Gemeinden mit 
Mehrheitswahl (30,l 0/o) gc_hörcn zur -Größenklasse 501 bis 
1000 Eillwohner und 201 Gemeinden' (12,60/o) zur Größen­
klasse 1001 bis 3000 Einwohner: ·Die größte Gemeinde mit. 
MehrheitsWahl war bei der Gemeinderatswahl 1965 Deuingen 
an der ~rms im ~andkreis Reutlillge~ (nind 6400 Einwohner). 

~Uekläuflge_ Wahlbeteiligung 

-Bei der Gemeinderatswahl 1965 wä"ren insgesamt 5,23 Mill.' 
B.ürgel' w8.hlherechtigt. Tatsächlich gewählt ·b_aben -3,44 Mill., 
Woraus sich eine Wahlb~teil~gung v·on· 65,8 a;o. errechnet. Diese 
Ziffer ist llied~iger_alrdJei allen vorh·ergegangenen Gemeinde­
ntswahlen seit 195_6; 1962 hatten n-ämlich 66,3 0/o der Wahl­
herechtigten gewählt,- 1959 ware~ ·es. 68,9 °/o und 1956 noch 
69,2 0/o. In diesem Zusammenhang darf- bezüglicl:i der Wabl­
beteiligungsziff'ei=- bei der Gemeinderatswilbl · 1965 n.icht übe~-. 
sehen werden, daß die Wahltermine der.Kommunalwahlen in 
Baden-Wiirttemberg und-der ~a.hlei:i zum Deutschen Btinde~­
tag· zeitlich.· zienilich dicht 'beieinander lageD., ein Zusammen- -
treffen, das sidt a-iif die Wahlbeteil_igring ~ei den Kommnnal­
wahlen n!cht gerade günstig ausg"eWir~t haben mag. Es ist 
Zwar bekannt, daß in Baden-Württemberg die Wahlbeteiligung 
bei Qundestagswahlen regelmäßig höher ist als bei Landtags­
wahlen und bei Landtagswahlen gewöhnlich stärker als bei 
K~mmunalw~hl~n. Gleicl1wohl düdte die Beteiligung an der 
Gemeinder.atswahl 1965 etwas reger gewesen sein, wenn die­
ser Wahlgang nicht scholl eineinhalb Monate nach der Bundes­
tagswahl stattgefunden hätte und die .W alHvol'hereitUng:n,icht 
gerade io die Zeit bundespolitisclier Entscl:ieidungen gef'allen 

. gere-Wahlbetciligung in den größeren und grOßen Gen:ieind,en, 
· vor allem auch in den Großstädten., ist wo~I damit zu. erklä­
ren~ _daß die Bürger dort" n;i.it den kommunalen Angelegenhei­
ten Weniger vertraut sind, ·weil sie und ihre Familien nicht, 
wie -dies in kleinere~ und kleinen Gemeinden vielfach der Fall 
ist, über._Generati.onen· hinweg in. diesen Gemeinwesen ansässig 
wa:r::en. Es ·kommt hinzu, daß die Bürg~r- großer· Gemeinde_n 
anonymer leben~ der Kon-iakt zur unmittelbaren Umwelt wie 

: audt zur Gemeindever~altung lockerer ist und das kommunale 
Gesdtehen schwieriger zu überadtauen· !lnd zu· bCurteilen ist. 
Aus alledem dürfte danri vielfach die Überzeugung-oder bloße 
Meinung herrühren, auf di~ Teilnahme an einer gemCindlichen . 
Wahl könne inari- Jeicht verzichte_n, zumal •die· Gemeind~rats­
kandidaten vielen Bürgern größer Städte und Geineinden bis 
zur NCnnullg auf den· Wahlvorschlägen oftmiils nic:ht einmal 
dein Namen ~ach, bekannt si~d. Schließlidt könnte ·auch die 
sp:eziell in großen Gemfiin4en' nicht gerade einfach•e W,ahlte~7 

nik bei GemeinderatsW"ahlen manc:he, Bürger. davon abh.alten, 
-deß Gang zur Wahlurne einzutreten. 

Was di_e Zus.ammenhänge Zwisd1en Wahleystem und Wahl­
beteiligung anbelangt, ~o war bei allen GCmeinderatswahlen 
seit 1956 die Wahlbeteiligung 4t den Gemeinden mit Verhält­
niswahl beaclitlich 'gr(~ßer als fo den Gemeinden tDit Mehr-. 
heitswahl. Dies dÜrf°te damit 'zusammenhängen, daß bei Ver­
hältniswahl eher eine" politisdie.Entscheiduµg zu treffen ist als 
b'ei Mehrheitswahl,' die .!fern Wesen nach e"ine reine-Pe.fsö~- _ 
lichkeitswahl verkörpert. ·Bei Verhältniswa_hl können sich die 
Bürgel' demnach ·au ih~em· früheren Votum bei.Parlame~ts-
wahlen orientieren, zudem dürfte die der Verhälinlswihl zu­
grunde liegende weitgehend. politisch bestimmte Grllppenbil­
dung vers~iirkten Anreiz zu e_iner Wahlentech,cidung ur1d damit 
zur Unterstützung tler .eigenen politischen Richiung-hieten. Im 
Landesdurd1schnitt kommen die erwähnten Untel';Eich.iede nicht · 
~um Ausdruck (Wahlheteiligung bei -der ·Gemeinderatswahl 
1965 in„Gemeinden mit Ve~hältil.iswahl 65,0-D/o, in Gemeinden 
mit Mehrheitswahl 72,1 °/o), ~eil sich in der dun-hs.chniitlichen 
W3hlbetCiligungsziffer: die· allgelllein geringere Wahl_beteiligung' 
in· größeren ·Gemeinden gewichtsmäBig stärker niederschlägt 
als die··spe~ifiscl:i höhei-C Wahlbeteiligung bei· Verhältniswahl. 
ber Grund hi~rfür ißt in de~ Ungleichen Vel'1:eilun"g der Ge­
·m.einden mit Verh.ältnis- bzw. Mehrheitswahl auf die Gemeillde­
größe~klaase.h z1;1 suchen. Bei den einzelnen Gemei1Jdegrßße;,,­
klaSsen ·aber ist die Differenzierung signifikant. So e_rgab sich 
beispiehweise bei der Gemeinderatswahl 1965 in den 405 Ge-
meinden mit 501 biä 1000 Einwohnern, in denen ".V,erbä_ltDis­
w.-ihl stattfand, eine Wlll;tlhet"eiligung von 79,80/o _und in den 
478 Gemeiii.den derselben. Größenklasse, in denen Mehrheits-
wahl durchgefiihri wurde,-·eine Beteiligung von „nur" 72,3 °/o. 
Ähnliche Werte könnten für andere Größ.enklasse~ bzw. für 
frühere Gemeinderatswahlen· mitgeteilt werden; im einzelnen 
Sind die Angaben der Tab~lle 1. zu e°:tnehmen. _ · 

Ei0:gangs wurde erwähnt, daß seit 1956 die Wa}ilbeteiligung 
im Landesdurd1schnitt ,von Wahl Zu Wahl ahgeno·mmen· hat. 
Auch_ bei de_n Gemeindegiößenklassen ab, 3000 Einw~hnem 

1 Vgl. hierzu den Beitrag „Die Gemeinderal8waLI 1962" in Statist_ische Ma-
.n~i:Jhi:!./te Baden-Würtlembarg, Heft 3/1963, S. 69 ff. · 
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war durchweg ein Rückgang der ·Wahlbeteiligung zu beobach­
ten. Dagegen verzeichnete man, 8.bgeschen von einigen Schwan- • 
kungen, bei-den Gemeindegrößenklassen unter 300Q Einwoh• 
1{ern. eine Aufwärtsentwicklung, unter Berürks~dttigung des 
gerade in diese.:. Größenklassen zuD.ehmend_~n Anteils der Ge­
meinde'n mit Verhältniswahl zweifellos eine Auswirkung ·des 
Übergangs von •der Mehrheits- zur V tirhäh:niswahl. Allerdings _ 

·-iet einschränkend .zu beme;;ken, daß sich enigegengesetzi zUr 
allgemeinen Entwicklung die Wahlbeteiligung in den unteren 
Gemeindegrößenkl_assen auch bei Mehrhe'itewahl verstärkt hat. 

·-Gleichwohl ist der_ Einfluß "des Wahlsystems Verh,ältniswahl 
auf die zeitliche Entwiddung der Wahlbeteiligung unv,erkenn­
har. 

Dle Wa~vorschl~ge 

. Eine UntCrgliederuil.g dei Wahlvorechläge für die Gemei1:1de­
ratswahlen nach .Gruppen der Einreich~nden ist' ari Hand der. 
vorliegenden amtlichen Unterlagen n~r. bei ·den Gemeinden 

mit Verhältniew_ahl.möglidt. Ins~fern ist die folgende Darstel­
lung als unvoll&tändig zu bezeichnen bzw: mit der gebotene"":_ 
Einschränkung .zU · b~trachten. Immerhin ve.r~i-it.elt sie jed~ch­
einen Einblick ill die Verhältnisse bei mehr als der Hälfte 
aller Gemeinde~, in denen 1965 gut 600/o all~r neu zu be­
stimmenden Gemeinderäte gewählt wurden. Nidtt zu. verges." 
sen ist indessen, daß auch bei Mehrheitswahl im Falle des V ~r­
liegens eines Wahlvorecl1lags dieser oftmals nicht von einer 
zuriillig zllsamDle:11ge"k:ommenen Gruppe von Wahlberechtigten, 
sondern von ein€lr. politischen Partei oder einer Freien Wäh­
leM'ereinigung o'd-er. gemeinsam von heilen eingereicht wurde_, 
Die Zahl der Gemeinde_n .mit Mehrheitswahl ist jedenfalls 
nicht gleidizusetzr.n· niij ~i:µer· Zahl von Gemeinden, in denen 
es keine irgend':l'"ie .. geartete G-ruppierllng von .Bürgern 'gibt. 
Zahlenm~ßig b~lcgt wer~en kann diiser Sadtverhalt allerdings 
nicht.. .. · . · 

Bei den Gemtinderaiswahlen stehen sich hinsich,tlich der 
Wahlvorschi'äge zwC_i .. Gruj.pen. gegenüber, und zwar die 

Tabelle 2 Gemeinden mit Verhi1inuwahl nacb'Wahlvorschliigen bei den Ge-induatsWahlen 1956 hie 1965 

Davon riach Wahlvorschlägen Gemeinden 
GemeindegrößenkiasSlll) Gemeinde• mit lin. Landt11g vertrete"ne P?rteien1)• 1 - 1 -

1 Übrigei). Gemeinden mit . . 'Einwobuern r11.lllwabl Verhältnis- - -
1 

_Freie Wählervereiuiguugen 
we.hl Sonstigea) 

-
'I · Sonstige3) 1 1 Sonet_igeB) 

1 - -
. 

1 bis n1 500, .....•.... ... 1965 . 140 . 4 - 27. l 106 2 -
1962 .135 l l 28 1. 102 2 -
1959 107 l - 1 22 - 80 4 -
1956 115 l - 1 16 . l 90 7 -. . .. 

! 501 bis 1000· •• ; ....... , .• 1965 405 8 2 .93 6 287 8 l 

1962 350 7 2 1 79 2 1 255 5. -
195\t 316 6 2 1 80 5 205 lß -
1956 341 7 2 84 4 220 " -

1 

1 ·001 .. 3000 •. .', .•......• 1965 791 33 6 326 10 '" 17 -
. 1962 730 30 9 288 . i"s 366 1, -

. 1959 723 33 12 260 " 342 " l 

1956 101 28 ' 266 · " 
,. 

325 ., -
. 

3 001 S 000 .. .. .... . ...... 1965 ~218 . l 1 7 l33 8 44 8 1 

1962 196 l5 6 11, '· 41 6 -
1959 186 12 8 " 20 37 9 1 . 
1956 176 ' ·3 87 30 37 10 -

5 001 10,000 • , , , ••• , , .••• 1965 137 ll 
. 

8 " l3 8 3 .1 .. 
1 1962 124 4 13 ·74 17 . 7 9 -

1959 · 122 6 ' 68" ;· 25 5 8 1 l 

1956 110 2 ' 68 • 25' 8 3 -
10 001 .. 20 000 ....•.. . ..... 1965 53 3 4 35 9 l 1 -

1962 45 2 4 26 12 - 1 -
1959 41 ·2 3 24 :u - l. -
1956 43 l 2 27 12 l - -

·20 001 .. 30 000 ·'· .... . ...... 1965 20 l 2 ll 6 - - -
1962 19 2 1 8 8 - - -
1959 17 - 2 7 8 - - -. 
1956 l8 - -· 14 .. ' - - -

30 001 ,, 50 000 •.. ·. ......... 1965 11 - 1 8 2 - - -
1962 12 - - 5. 7 - -
1959 11 - - 5 6 -- -
1956 6 - - 3. ' - - -

50 001 .. 150 ooo·,. .. .......... 1965 10 - 1 ,· 6 - - -
1962 9 - - ·, - 7 - - -. 
1959 9 - l 2 6 - - -
1956 9 - - 5 4 - - -

. 
ISO 001 ,. 400 000 ...... ····· 1965 3 - l l 1 - - -

1962 2 - - - 2 - - -
1959. . 2 - l 1 - - - -
1956 2 - - - 2 - - -

mr.h? nJs 400 000 ... ......... 1965 l - .. - - l - - -
1962 1 - - - l - - -
1959 l - - - l ·- - -. i956 l - - - l - - -

Alle Gem_einden ............. 1965 1.789 77 32 730 63 845 3' 3 . 
1962 1 623 6l 36 629" 84 771 42· -
1959 1 535 60 38 568 lll "' 86 ' 1956 1522 48 20 570 llO 681 93 -

1) ·vs:I. Fußnoto -1) bei Tahello l. - ·1) CDU, SPD und FDP/DVP. - 1) Sonstige politiHhe ·Parteien eowic gemeinsame Wal1lvoud,läge von' politie<h~n 
Parteien und Freieii Wiihlcrvereinii;ungen, 
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Sitzverteilung bei der Gemeinderatswahl 1965 

Von 100 bei Verhältniswahl verteilten Sitzen entfielen ... auf 
- nachstehende Wahlvorschläge 
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eigentlichen politisdien Parteien, die audi bei Parlaments­
wahlen in Ersd1einung t["eten, und die oft als Rathauspartcien 
bezeichneten Freien Wählervereinigungen. Letzteren kommt 
naffi den vor den Wahlen jeweils bekannlgegebenen Prognm­
men mehr örtliche Bedeutung zu, jedoclt gibt es unter ihnen 
nidit nur bezüglich der Organisation in einem Verband Ge­
meinsamkeiten, sondern auch bezüglich der Struktur der Wäh­
lerad-taft und der Orientierung der kommunal politischen Ziele. 
Daß die Freien Wählervereinigungen im Lande weit Verbreitet 
sind, geht schon aus, der Zahl der von ihnen eingereichten Wahl­
vorscliläge hervor. Bei der Gemeinderatswahl 1965 lagen näm­
lidi in 845 oder in 47,20/o derl789 Gemeinden mit Verhältnis­
wahl aussd:i.ließlich Wahlvorschläge von Freien Wählerverei­
nigungen vor. 1959 und 1956 war dieser Anteil noch etwas 
geringer'(43,60/o bzw. 44,7'°/o). Demgegenüber ist die Zahl der 
Gemeinden mit Wahlvorschlägen nur von politisd1en Parteien 
unverhältnismäßi!; klein. 1965 beispielsweise gab es lediglich 
77 Gemeinden, in denen nur die im Landtag vertretenen Par­
teien CDU, SPD und FDP/DVP WahlvorScliläge eingereicht 
hatten. Die Zahl solcher Gemeinden ist zwar seit 1956- (48) 
gewachsen, jedodi ist 'ihr Anteil noclt keineswegs über 5 0/o 
hinausgekommen. 

Groß ist auch die Zahl der Gemeinden, in denen Wahlvor­
schläge von Freien Wählervereinigungen ne_ben soldicn von 
politisdien Parteien oder ge~einsame Wahlvorscliläge vo:i:­
lagen. Dieses Nebeneinander bzw. diese Verh_indung kam bei 
der Gemeinderatswahl 1965 in 867 Gemeinden vor, das beißt 
in 48,5 0/o der Gemeinden mit Verhältniswahl. Ob das ~chwer­
gewicht bei dieser Mischform bei den Freien Wählervereini­
gungen ad.er bei den politisclien Parteiell lag, ist statistisdi. 
nicht' nachweisbar. Dagegen ist _aus. den Unterlagen, die für 
diese Auswertung zur Verfügung stehen, klar ersid-.tlich, daß 
die FreieD Wählerv.ereinigungen allein„ neben den politischen 

Parteien oder gemeinsam mit diesen wesentlich häufiger auf 
den Stimmzetteln in Erscheinung traten als die politischen 
Parteien. 1965 lautete das Verhältnis 1712 zu 944-Gemeinden, 
worin selbsti:_edend Doppelz.ählungen enthalten sind. Dieser 
Proporz hat' Auswirkungen auf die Sitzverteilung, weil mit 
den vergleiclisweise zahlreicheren Wahlvorschlägen der Freien 
Wählervereinigungen auch deren Wahlchancen größer sind als 
die der -politischen Parteien. -

Wahlvorschläge allein von Freien Wählervereinigungen oder 
nur von Parteien werden nach den seitherigen Beobachtungen 
vornehmlich in kleine:µ oder mittleren Gemeinden ·eingereidit: 
Die Mischformen finden sich überwiegend bei den mittleren 
urid großen Gemeinden. 

Jlemerkenswerte Konstanz bei der Sitzvertellnn'g 

Das eigentliche Ergebnis einer Wahl stellen das Stimmen­
aufkommen für die einzelnen Wahlvorschläge .J!nd die Vertei• 
lung der Sitze in der· oder den zu wählenden Körperschaften 
dar. Bei den Gemeinderatswahlen empfiehlt es sich, die '.Be­
trachtung auf die Sitzverteilung zu beschränken,. weil darin 
das in den Gemeindegrößenklassen unterschiedlid1e Stimmen­
gewicht des einzelnen Wählers in etwa harmonisiert wird, dies 
um so mehr, wenn die Größenklassen getrennt ausgewiesen 
werden2• • 

Von den 15 574 Gemeinderäten, die bei der Gemeinderats­
wahl :i965 neu zu bestimmen waren, wurden. 5738 im Wege 
der Mehrheitswahl und 9836 im Wege der Verhältniswahl ge· 
wählt. Der Anteil der bei Mehrheitswahl gewählten Gemeinde­
räte stellte sich damit auf 36,8 °/o; er ist gegenüber den voran• 
gegangenen Gemeinderatswiihlen ziemlich gesunken, maclite 
er dodt 1962 immerhin 41,8 0/o, 1959 sogar 44,3 0/o und 1956 
43,80/o aus. · · 

Von den 9836 Gemeinderäten, die 1965 bei Verhältniswahl 
bestimmt wurden, waren 1839 (18,70/o) au{ Listen der CDU 
aufgestellt gewesen, 1391 (14,1 °/o) auf Wahlvorsclilägen der 
SPD, 199 (2,0 0/o) auf FDP-Vorschlägen und 19 (0,2 0/o) auf 
Listen' sonstiger politischer Parteien. Die Kandidaten der 
Freien Wählervcreu:iigungen gewannen 6044 Sitze in den Ge­
meindeparlamenten, das sind 61,40/o aller bei Verhältniswahl 
vergebenen Sitze. Die restlichen 344 Sitze (3,5 0/o) entfielen 
auf gemeinsame Wablvorsd-iläge von politischen Parteien 
und Freien Wählervereinigungen. Vergleicht man die genann­
ten Anteile mit dem Ergebnis früherer Gemeinderatswahlen, 
eo komint man zu dem Resultat, daß sidt in der prozentualen 
Sitzverteilung seit 1956 keine durchgreifenden Änderungen 
vollzogen haben. Jedenfalls ist das von manclier Seite erwar• 
tete weitere Vordringen der Fr~ien_ Wählervereinigungen ·bis 
jetzt ausgeblieben, wenngleich nicht zu übersehen ist, daß der 
Einßuß dieser Wählergemeinschaften· von Anfang an recht 
groß war, zumindest wesentlidt größer als der aller politisdi.en 
Parteien, die zusammen jeweils k[':app zwei Fünftel aller Sitze 
erlangten. 

Legt man dem-Vergleich die absoluten Sitzzahlen.zugrunde, 
so kommt man zu et~as anderen Ergebnissen. So ergibt sich 
beispielsweise, daß 1962/1965 bei einer G'eeamtzunahme der 
bei Verhältniswahl verteilten Sitze um 946 die Freien Wähler­
vereinigungen mit~+ 516 den· vergleichsweise höchsten abso­

. luten Zuwachs an Sitzen aufzuweisen haben. Demgegenüber 
war der Zugang bei den drei Landtagsparteien (CDU + 247, 
SPD + 144, FDP/DVP + 9) zusammen geringe_r. Relativ war, 
wenn man von den gemeinsamen Wahlvorschlägen von politi­
schen Parteie~ und Freien Wählervereinigungen absieht, auch 
bei Berücksid:itigung der Abnahme bei den sonstigen politieclien 
Parteien (.:......·36Sitze oder-65,50/o) derZuwachs anSitzenhei 
den politischen Parteien insgesamt mit 11,8 0/o (CDU 15,5 0/o,. 
SPD 11,S'ö/o, FDP/DVP 4,70/o) höher als bei den Freieri Wäh­
lervereinigungen, bei denen er sich auf 9,3 0/o stelite. So ist e8 
auch zu erklären, daß der Anteil, der politischen Parteien an 

t Ausführliche Angaben über die Stimmenver1eilung enthält der Sturt1ri.­
adle Beridlt B III" 3 ,,Die Kommunalwahlen am 7. November 1965 in 
Baden-Württemberg"' (mit Vergleichuahlen von den Gemeinderatewohlen 
1956 bis 19~), berau1gegebe11 am .24., August 1966: 
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Ta.belle3 Sitzverteilung bei den Gemeinderauwahlen 1956 biB 1965 

Gewählte GemeinderäteB) 

davon im Wege der 
, 

Verhältniswahl 
c •. 

Son-
Go, 

Freie S I Ge- Freie 
mein- mein• 

on- . 
Gemeindegrlißenkl11He~) insge- stifi.e Wäh- sti e meu~- Wäh- Mehr-

Gemeinden mit : .. Einwohnern 
d,, samt FDP/ Hl'lle ler- FDP/ poYi- ·~a~t !er• hcit11-

ral8- CDU SPD po •· Wabl- Zu5amme1l CDU SPD 
wabl DVP tische verei- DVP ,,,oh, 1 

verei• wahl 

Par- vor· nigun- Par- vor_: nigun-

1 teien3) schlii.- gen6) t . · 3} schla- gen&) 
go') e,en ge-') 

. An:-
Ani11hl % zahl 

-- -
bis zu 500 . ............ 1965 3 1421 37 9 5 - 5 370 426 100 8,7 2,1 1,2 - 1,2 86,9 2 716 

1962 3 244. 36 6 2 - 5 359 408 100 8,8 1,5 0,5 - 1,2 88,Q 2 836 

1959 3 325 30 ' 1 2 5 280 322 100 9,3 1,2 0,3 0,6 1,6 87,0 3 003 

1956 3 360 . 22 5 1 3 310 341 100 6,5 1,5 0,3 0,9 90,9 3 019 

501 bia 1 000 ...•.. ····· 1965 3 601 191 41 7 ' 30 l 376 1 649 100 ll ,6 2,5 o., 0,2 1,8 83,4 1 952 

1962 3 726 144 43 5 ' ' l 211 1 115 100 10,2 3,0 o,, 0,3 0,6 85,6 2 311 

1959 3 797 15' 44 9 9 24 1 042 l 282 100 12,0 3,4 Q,7 0,7 1,9 81,3 2 515 

1956 4 130 184" 47 13 22 l 241 l 507 100 12,2 3,1 0,9 1,5 82,3 2 623 

1 001 " 
3 000 ........•••. , 1965 5 047 651 "' 33 3 66 21192 4 015 100 16,2 9,2 0,8 0,1 1,7 72,0 1 032 

1962 4 866 569 355 26 24 43 2 670 3 689 100 15,4 9,6 0,8 0,7 1,2 72,4 1 171 

1959 4 786 598 319 33 37 69 2 599 3 655 100 16,4 8,7 0,9 1,0 1,9 71,1 1 131 

1956 5 177 611 401 54 68 2 750 3 884 100 15,7 10,3 1,4 1,8 70,8 1 293 
. 

3 001 
" 

5 000 .•.•. , ••• ,,,. 1965 l 391 303 257 24 4 57 716 1 361 100 22,3 18,9 1,8 0,3 '·' 52,6 30 

1962 l 267 271 214 28 5 36 661 l 217 100 22,3 17,6 2,3 0,4 3,1 54,3 50 

1959 l 157 229 206 28 25 36 607 1 133 100 20,2 18,4 2,5 . 2,2 3,2 53,6 " 1956 l 183 "' 205 31, 40 631 1 152 100 21,3 17,8 2,7 3,5 54,8 31 

5 001 .. ·10 000 ....... . ..... 1965 l 144 295 "' 38 3 63 443 1 136 100 26.0 25,9 3,3 0,3 5,5 39,0 8 

1962 l 014 244 240 39 9 85 389 1 006 100 24,3 23,9 3,9 0,9 8,4 38,7 8 

1959 l 014 2l2 247 36 27 70' 406 996 100 21,2 21,7 3,6 2,7 7,0 40,7 16 

1956 9B6 230 "' 44 " 442 986 100 23,3 23.7 4,5 3,7 ,f4,8 -

10 001 " 
20 000 . . . . . . . . . . . . . 1965 551 162 162 33 1 44 149 551 100 29,4 29,1- 6,0 0,2 8,0 27,0 -

1962 494 131 149 26 5 48 135 494 100 26,S 30,2 5,3 1,0 9,7 27,3 -
1959 403 111 104 25 13 25 125 m 100 27,5 25,8 6,2 3,2 6,2 31,0 -
1956 "' 132 140 26 16 175 489 100 27,0 28,6 5,3 3,3 35,8 -

20 001 " 
30 000 ...•....•.... 1965 244 74 85 21 - 30 

1 " 244 100 30,3 34,8 8,6 - 12,3 13,9 -
1962 234 72 78 18 - 26 40 234 100 3U,8 33,3 7,7 - 11,1 17,1 -
1959 207 58 70 13 2 25 " 207 100 28,0 33,8 6,J 1,0 12,1 18.8 -
1956 241 70 80 " 3 " 241 100 29,0 33,2- 10,0 1,2 26,6 -

30 001 .. 50 000 .•.. . ...... 1965 168 56 60 1B 2 6 26 168 ,100 33,3 35,7 10,7 1,Z ?,6 15,5 -
1962 195 58 62 22 6 9 " 195 100 29,7 31,8 11,3 3,1 4,6 19,5 -
1959 IBO 52 54 25 7 10 32 180 100 28,9 30,0 13,9 3,9 5,6 17,8 -
1956 " 25 25 14 5 30 99 100 25,3 25,3 14,1 5,1 30,3 -

50 001 ,, 150 ~00. .... ........ 1965 176 33 66 12 1 40 26 178 100 18,5 37,I 6,7 0,6 22,5 H,6 -
1962 154 " 62 15 - 16 19 154 100 27,3 40,3 9.7 - fo,4 12,3 -
1959" 154 36 54 16 7 20 21 154 100 23,4 35,1 10,4 4,5 13,0 13,6 -
1956 175 43 65 12 4 51 175 100 24,6 37,1 6,9 2,3 29,1 -

150 001 ,, 400 000 •••. ......... 1965 78 29 35 4 1 - 9 76 100 37,2 44,9 5,1 l,J - 11,5 -
1962 46 17 ,. 

' 1 - ' 46 100 35,4 50,0 6,3 2,1 - 6,3 -
1959 " 15 23 3 2 - 5 48 100 31,3 47,9 6,3 4,2 - 10,4 -
1956 " 16 23 3 1 5 48 100 33,3 47,9 6,3 2,1 10,4 -

wehr als 400 000 .•.. ...... ... 1965 30 ' 14 4 - l 3 30 100 26,7 46,7 13,3 - 3,3 10,0 -
1962 30 8 14 4 1 - 3 30 100 26,7 · 46,7 13,3 3,3 - 10,0 -
1959 30 7 12 5 1 - 5 30 100 23,3 40,0 16,7 3,3 - 16,7 -
1956 30 7 14 5 2 2 30 100 23,3 46,7 16,7 6,7 6,7 -

Alle Gemeinden .... ....... 1965 15 574 l 839 l 391 199 19 344 6 044 9 836 100 18,7 H,1- 2,0 0,2 3,5 61,4 P38 
/ 1962 15 272 1 592 1 247 190 55 278 S 528 8 890 100 17,9 14,0 2,1 0,6 3,1 62,2 6 382 

1959 15 101 l 502 1 139 194 132 261 5 161 8 412 100 17,9 13,S 2,3 1,6 3,4 61,4 6 089 

1956 15 91811 585 1 239 227 200 S 701 8 952 100 17,1 13,8 2,5 2,2 63,7 6 966 

1) Vgl. FuBnole 1) bei Tobellc 1. - ~) In Städtenr Stadtriite. - 3) Weitere politisdie Parteien sowie gemeinumc Wahlvorsdiliii;e von politisdi.en Parteien 
sind hier zusommengeloBt. - •) Gemeineame Wahlvorsl'hläge von politinhen Parteien und Freien Wiiblervcreir,igungen; lür 1950 keine entsprediende 
AÜ(glicilerung (zu1an:Jmen mit den Freien Wiihlervercinigungcn na,hgewiesen). - 5) Freie Wählervereinigungen, die nicl,t politiscbe Parteien ~iml. 

Jen bei Verhältniswahl zu verteilenden Sitzen nach dem kon­
tinuierlichen Absinken bis auf 34,70/o bei der Wahl von 1962 
beim jüngsten Wahlgang erstmals wieder angestiegen ist 
(35,1 0/o). Eine durd1greifemle Veränderung des Kräfteverhält­
niases zr,rischen den politischen Parteien und den Freien Wäh­
lervereinigungen hat sich indessen - wie bereits erwähnt -
seit 1956 11id1t ergeben. Vielmehr kann von einer bemerkens­
werten Konstanz der Sitzverteilung gesprochen werden. 

Was die Vcrhiiltl!,isse in den einzelnen Gemeindegrößenklas­
sen angeht, so war 1965 übereinstimmend mit früheren Be­
obad1tungen (estzustellen, daß die Sitzverteilung· zwischen 

politisdten Parteien und Freien Wählervereinigungen mit der 
Gemeindegröße stark variiert. Bei den Gemeinden mit bis zu 
500 Einwohnern beispielsweise ergab sidi ein durchsdtnitt­
li.cl:ies Verhältnis von 1 : 9, bei den Gemeinden zwischen 1000 
und 3000 Einwohnern ein solcl1es von 1: 3, bei den Gemein­
den zwischen -10 000 und 20.000 Einwohnern ein Verhältnis 
vOn 3 : 1 und bei den Großstädten von mehr als 150. 000 ein 
solches von 9 : 1. Mit anderen Worten steigt der Anteil der 
politischen Parteien mit wachsender Gemeindegröße, während 
der der Freien Wählervereinigungen abnimmt. Die politischen 
Parteien selbst sind in den Gemeindeparlamenten durchaus 

133 



Sitzverteilung bei den Gemeinderatswahlen 
1956 bis 1965 

Mehrheitswahl 
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S1<:1ti,ti1che, Londe!iaml Boden-WiJrllemberg 

unterschiedlich vertreten. S? ist der Anteil der CDU in den 
kleineren und mittleren Gemeinden heachtlid:i. höher als der 
der SPD, umgekehrt verhiih es siclt bei den größeren und gro­
ßen Gemeinden. Der Anteil der FDP/DVP erreicht im Durch­
schnitt erst bei den Gemeinden ab 10 000 Einwohnern ein 
nennenswertes Maß, bei den kleinen Gemeinden ist ihr Anteil 
an den vergebenen Sitzen vergleidtsweise seh"r gering . .Ähn­
lich verhält es sich mit den Sitzen, die auf gemeinsame Wahl­
vorschHige von politisdien Parteien und :Freien Wählervereini­
gungen entfallen. 

Sieht man von gewissen Schwankungen ab, die sich bei ei­
nem Vergleich der Wahlergebnisse von 1956 bis 1965 heraus­
stellen, so sind klare Korrelationen zwisdien den Anteilen 
politisch gebundener und freier Listen sowie den Gemeinde­
größen erkennbar. Auf eine kurze Formel gcbradit kann man 
sagen, daß die kleinen und mittleren Gemeinden die Domäne 
der Freien Wählervereinigungen sind, während die politischen 
Parteien schwerpunktmäßig in den größeren und großen Ge-
meinden vertreten sind. Dr. Eberhard Gawatz 

Der Bauüberhang am 31. Dezember 1966 
Überblick 

Wie alljährlich wurde zum Stichtag 31. Dezember 1966 die 
Dauiiherhangserhebung durchgeführt, bei der alle genehmig• 
ten, aber noch nid1t fertiggestellten Bauvorhaben, die der 
Meldepflicht zur Bautätigkeitsstatistik unt~rlicgen, erfaßt und 
hinsichtlidi ihres Bauzustands untersucht wurden. Erstmals 
wurde hierbei ein stärkerer Rückgang gegenüber dem Ergeb­
nis des Vorjahres sowol1l bei der Zahl der Wohn- und Nicht­
wohngehäude und den darin enthaltenen Wohnungen, als 
auch beim Volumen des umbauten Raumes festgestellt. Am 
31. Dezember 1965 waren 57 424 Gebäude genehmigt, aber 
noch nicht vollendet. Die Zahl ermäßigte sich bis zum 31. De­
zember 1966 um 10,6 °/o auf 51 328 Gebäude. Der Trend zum 
größeren Gebäude bei Wohn- und Nichtwohnbauten hielt wei­
ter an; dies ist daraus zu ersehen, daß das nach chm umbauten 
Raumes gemessene Volumen der im Bauüberhang erfaßten 
Gebäude von 97,9 Mill. cbm auf 90,6 Mill. cbm nur um 7,5 0/o 
zurüdcging, 

Wie im Vorjahr waren knapp 830/o der ermittelten Bauvor­
haben Wolmgebäude und rund 170/o Nichtwohngebäude. Vom 
Bauvolumen jedoch entfielen rund 53 0/o auf Wohn- und knapp 
470/o auf Nichtwohngebäude. Die Zahl der Wohngebäude im 
Bauüberhang verminderte sicli. um 10,7 0/o, die der Nichtwohn­
gebäude um 10,3 °/o. Das Volumen nach dem umbauten Raum 
ging bei den Wohngebäuden um 8,5 0/o, bei den Nichtwohn­
gebäuden um 6,4 0/o zuriidc.. 

Tabelle l Baugenehmigunge.o, Baufertig8tellungen und Banüberhang 

Wohnungen 1959 bis 1966 

Jab, Bau- Bau-
Bauüberhang genehmigungen fertigatellungen 

1959 _ ........ 93 375 80 909 90 277 
1960 ......... 97 794 82 612 101151 
1961 ......... 101 213 83 776 ll6 162 
1962 ......... 100 874 90 600 122 904 
1963 ......... 97 235 89 602 129 351. 
1964 .. 101 080 100 220 127S39 
1965 ........• 97 421 96 008 127 465 
1966 ... , ..... 90 802 101 372 ll3 909 

Die Zahl der Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden 
war gegenüber dem Vorjahr um 10,60/o kleiner und betrug 
nur noch 113 909 gegenüber 127 465 Wohnungen im Vorjahr. 
Der Grund für den Rückgang der im Bauüberhang nadigewie­
senen Zahlen ist nicht nur in einem Nadilassen der Bautätig­
keit zu erblicken. Vielmehr zeigt die Tabelle 1, daß im Jahr 
1966 knapp 5400 Wohnungen mehr fertiggestellt, während 
gleiclizeitig rund 6600 Wohnungen weniger genehmigt wurden 
als im Vorjahr. Ein beträchtliW.er Teil der Schrumpfung des 
Bauüberhangs steht also in direkter Wechselwirkung zu einer 
erhöhten Bauleistung im Jahr 1966. 

Erhebliche Differenzierung bei den Bauberrengrnppen 

Die Zahl der im Bauüberhang festgestellten noch nicht be­
zugsfertigen Wohngebäude ist seit dem 31. Dezember 1963 von 
Jahr zu Jahr kleiner geworden. Sie ist von Ende 1963 bis 
Ende 1964 um 2,7 0/o, von 1964 auf 1965 um 3,1 0/o und nun 

T11belle2 Bauühuluwg an Wohn- und Nichlwo~bäuden 
nach BauhelTellgfllppen 1966 

Darunter 

Ins- noch nicht 
Bsuherrcngruppe 

gesamt % begonnen 

An-1:ahl 1 % 

Wohngebäude 

Gebietskörperschaften und Orga-
nisationen ohne E~erbscha-
rakter .. , .............. 600 1,4 161 1,4 

Gemeinnützige Wohnungs- uod 
ländl. Siedlungsunternehmen. 5 889 13,9 1 873 16,l 

Freie Wohnungsunternehmen .. 2 598 6,1 998 8,6 
Sonstige Unternehmen , . l 271 3,0 538 4,6 
Private Haushalte. , .. 32 029 75,6 8 080 69,3 

Insgesamt 42 381 100 11650 100 

NichlwohngeltJl.ude 

Gebietskörperschaften und Orga-
nisntionen ohne Erwerbscba-
rakter .... 2 108 23,6 562 16,9 

Unternehmen und freie Berufe 6 574 73,5 2 643 79,8 
Private Haushalt~ ..... 259 2,9 109 3,3 

Insgesamt ........ , ....... 8!"1,1 100 3 314 100 

1966 er• 
loschene 
Bauge-
nehmi-
gungen 

13 

315 
80 
63 

547 

1018 

51 
268 

6 
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zum Jahresende 1966 um 10,7 0/o kleiner geworden. Eine Ge­
genüberstellung der Ergebnisse von 1965 und 1966 in der 
Gliederung nach Bauherrengruppen zeigt jedoch ein sehr un­
einheitliches Bild. So konnten die Gebietskörperschaften und 
Organisationen ohne Erwerbsdiarakter, im wesentlichen also 
die öffentliche Hand, ihren Bauüberhang von 900 Wohngebäu­
den Ende 1965 um 300 Gebäude auf 600 Gebäude, also um 
33,3 0/o, abbauen. Auch die Gemeinnützigen Wohnungs- und 
ländlidien Siedlungsunternehmen wiesen einen um 28,2 0/o g·e­
ringercn Bauüberhang an Wohngebäuden aus. Hier lagen die 
Größenordnungen bei rund 8200 Wohngebäuden Ende 1965 
und knapp 5900 Gebäuden Ende 1966. Die Hauptmasae der 
Wohngebäude entfiel wieder mit rund 75 °/o auf die Privaten 
Haushalte, bei denen jedoch der Rüdcgang von rund 34 800 
Wohngebäuden Ende 1965 auf rund 32 000 Gebäude Ende 
1966 ~it knapp 8 D/o unter dem gesamtdurdtschnittliW.en 
Rückgang von 10,7 0/o lag. Demgegenüber war die Situation 
bei den Freien Wohnungsunternehmen und den Sonstigen 
Unternehmen völlig anders. Beide Bauherrengruppen wiesen 
am Ende des Jahres 1966 einen größeren Ilauüberhang aus als 
Ende 1965. Bei den Freien Wohnungsunternehmen stieg die 
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